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Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung V0m 250 März 1972

durch

Senatspräsident Dro D a p p r i c h
— Vorsitzender — ‚

Bundesrichter S c h r 6 d e r ,
Bundesrichter R a u s c h e r ‚

'Bundessozialrichter D ü n g e l h o f fd und
Bundessozialrichter Dr° F r o m e n

für Recht erkannt:

«

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom
170 Juli l970 aufgehoben und die Berufung der

Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts

Karlsruhe vom 150 März l969 in vollem Umfang

zurückgewiesenc

Außergerichtliche Kosten des Berufungse und des
Retisionsverfahrens haben sich die Beteiligten

nicht zu erstattenc
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Die 1899 geborene Klägerin ist am

24° September 1965 aus der Tschechoslowakei (CSSR)
in die Bundesrepublik Deutschland (BRD) umgesiedelt°

In der CSSR bezog sie ab 300 Juni 1957 eine Rente‚

die ab 28„ Juni 1901 unter Anrechnung weiterer

während des Rentenbezuges ausgeübter Beschäftigungs—

zeiten als Altersrente neu berechnet werden war? .
Bei der Neufestsetzung wurde von einer Beschäftigungs—

zeit von 25 Jahren ausgegangen„ Auch nach dem —

280 Juni 1961 war die Klägerin noch in der Gablonzer

Schmuckindustrie (Glasbijouterie) als Fasserin
beschäftigt„ Unter den Beteiligten ist noch streitig,

ob die Zeit vom 40 Juli 1961 bis zum 510 Mai 1964

bei der Festsetzung des der Klägerin von der Beklagten

ab 240 September 1965 gewährten Altersruhogeldes

als glaubhaft gemachte Beschäftigungszeit renten—

steigernd zu berücksichtigen ist°

Die Feststellung der Rentenhöhe war von der Beklagten

zunächst nur bedingt, vorbehaltlich einer späteren

Überprüfung und Neuberechnung aufgrund eventuell

eingehender Beitragsunterlagen aus der CSSR‚ vorge—

nommen worden° Nach Eingang dieser Unterlagen setzte

die Beklagte das Altersruhegeld neu fest° Hiergegen

erhob die Klägerin Klage vor dem Sozialgericht (SG)

Karlsruhe° Sie wandte sich gegen eine Kürzung ihrer

Beschäftigungszeit von dem Jahre 1959 bis zum Jahre

1944 auf fünf Sechstel? gegen die Einstufung in die

Leistungsgruppen 2 und 5 statt in die Leistungs—

gruppe 1 und gegen die Nichtberücksichtigung ihrer

nach Erhalt des Altersruhegeldes in der CSSR noch
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bis zum Jahre 1964 entrichteten Beiträge°

Nachdem die Beklagte anerkannt hatte‚ daß

die vorgenommene Kürzung der Beschäftigungs—

zeit vom 1° Juli 1942 bis zum 9° Mai 1945

entfalle‚ hat das SG die Beklagte mit Urteil

vom 15° März 1969 verurteilt, für die Zeit

vom 1° März 1946 bis zum 270 Juni 1961

Entgelte einer Arbeiterin außerhalb der Land—

und Forstwirtschaft nach Leistungsgruppe 2

anzurechnen‚ und im übrigen die Klage abge—

wiesen° Gegen das Urteil legte die Klägerin

beim Landessozialgericht (LSG) Baden—Württemberg

Berufung ein° Sie wandte sich gegen die
Nichtanrechnung der Beitragszeit vom 10 Juli 1961

bis zum 30° Juni 1964, weil sie trotz ihres

Rentenbezuges in dieser Zeit versicherunge—

pflichtig beschäftigt gewesen sei und Pflicht—
beiträge entrichtet habe° Außerdem habe sie

ab 1° Juli 1962 bis zum 50„ Juni 1964 die Vor—

aussetzung für die Einstufung in die Leistungs-

gruppe 1 erfüllt‚ weil sie am 10 Juli 1942

eine zwölfjährige Berufspraxis als ausgebildete

Emailleuse in der Gablonzer Schmuckwarenindustrie

gehabt und bis zum Jahre 1964 als solche gear-

beitet habe° Ebenfalls müsse bereits ihre

Beschäftigungszeit vom Jahre 1959 bis zum
50° Juni 1942 in die Icistungsgruppe 2 eingestuft
werden° ’ *

Das LSG hat mit Urteil vom 17° Juli 1970 die

Beklagte verurteilt‚ die Zeit vom 4° Juli 1961
bis zum 510 Wai 1964 als glaubhafte Beschäftigungs—

zeit im Sinne des @ 16-Fremdrentengesetz (FRG)

zusätzlich anzurechnen, und im übrigen die Berufung
zurückgewieseno Eine andere als die vorgenommene
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Zuordnung zu den von der Beklagten und dem SG

vorgenommenen Leistungsgruppen hat das LSG als

nicht gerechtfertigt angeseheno Die Zeit vom
40 Juli 1961 bis zum 50° Juni 1964 könne nicht als

Beitragszeit angerechnet werden, weil tatsächlich

im Herkunftsland keine Beiträge entrichtet werden

seien° Selbst wenn aber Beiträge entrichtet worden

wären‚ könnten diese zwar nach 5 19 Abso 5 FRG

nicht auf das Altersruhegeld angerechnet werden,

weil die Klägerin während dieser Zeit in der CSSR

eine dem Altersruhegeld entsprechende Leistung

bezogen habe‚ wohl aber müßte auch dann diese

Beschäftigungszeit als glaubhaft gemachte Zeit im
Sinne des 5 16 BBG angerechnet werden‚ weil dessen

sonstige Voraussetzungen gegeben seien und insoweit

keine dem 5 19 Abs° 5 BBG entsprechende Einschränkung

in dem Sinne gelte‚ daß die Anrechnung einer Be—

schäftigungszeit durch den gleichzeitigen Bezug

einer Altersrente im Herkunftsland ausgeschlossen

wäre° Nach deutschem Recht hätte die Klägerin erst

nach Vollendung des 65° Lebensjahres9 also ab

1° Juni 1964‚ einen Anspruch auf Altersruhegeld

gehabt, ein vorgezogenes Altersruhegeld hätte sie

nicht erhalten können, weil sie bis zur Vollendung

des 65° Lebensjahres eine Erwerbstätigkeit ausgeübt

habe° Daher stehe die glaubhaft gemachte Beschäf—

tigungszeit vom 4° Juli 1961 bis zum 51° Mai 1964

einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigungs—

zeit im Geltungsbereich der EVO im Sinne des 5 16 BBG
gleich, Weil sie nach Bundesrecht versicherunge—

’pflichtig gewesen wäre° Versicherungsfreiheit hätte im
Bundesgebiet erst am 10 Juni 1964 eintreten können()

Gegen das Urteil hat das LSG die Revision zugelassene
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Mit der von der Beklagten eingelegten Revision ‘

wird eine Verletzung der 5$ 15‚ 16 und 19 Abs° 5 DRG

geriigt° Es sei unrichtig, daß die Zeit vom
4„ Juli 1961 bis zum 51° Mai 1964 keine Beitrags—
zeit im Sinne des 5 15 BBG sei° Abgesehen

davon:) daß die Klägerin selbst eine Beitrags-

entrichtung behauptet habe, sei das auch als

richtig zu unterstellen‚ weil nach tschechoslo-

wakischem Recht der Bezug einer Altersrente

einer Versicherungspflicht nicht entgegenge—

standen habe° Einer Anrechnung dieser Beiträge

auf das Altersruhegeld der Klägerin stehe aber

5 19 Abs° } DRG entgegen° Daneben sei für eine

Anrechnung als Beschäftigungs2eit im Sinne des

5 16 FRG kein Raum‘) denn diese setze voraus$
daß die Beschäftigung, wenn sie unter den

gleichen Bedingungen im Bundesgebiet ausgeübt

werden wäre, versicherungspflichtig gewesen '
wäre° Das sei aber nicht der Fall, denn nach

Bundesrecht seien Altersrentner versicherungs—

frei, wenn sie einer Beschäftigung nachgingen°

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts

Baden—Württemberg vom 170 Juli 1970

aufzuheben und die Berufung der Klägerin

gegen das Urteil des Sozialgerichts

Karlsruhe vom 15° März 1969 zurückzuweiseno

Die Klägerin ist in dem Verfahren vor dem BSG

nicht vertreten°
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Die Revision der Beklagten ist begründeto

Streitig ist unter den Beteiligten nur noch? ob bei

der Festsetzung des Altersruhegeldes der Klägerin

die Zeit vom 4° Juli 1961 bis zum 510 Mai 1964

rentensteigernd zu berücksichtigen ist° Während dieser

Zeit befand sich die Klägerin in der @ SR in einem
Beschäftigungsverhältnis und bezog eine Altersrente‚

die ihr im Alter von 62 Jahren bewilligt worden waro

Mit der Revision wird gerügt, das LSG gehe irriger—

weise davon aus‚ in der streitigen Zeit seien keine
Beiträge entrichtet worden„ so daß diese Zeit keine

Beitragszeit im Sinne des 8 15 BBG sein können Das

LSG hat jedoch zusätzlich ausgeführt„ selbst wenn
Beiträge entrichtet worden wären und diese nach
@ 19 Abs° 5 FRG nur auf eine Hinterbliebenenrente9

nicht aber auf das Altersruhegeld angerechnet werden

könnten? weil die Klägerin im Herkunftsland während

dieser Zeit eine dem Altersruhegeld entsprechende

Leistung bezogen habe‚ sei die streitige Zeit doch

bei der Festsetzung des Altersruhegeldes zu berück—

sichtigen‚ und zwar als Beschäftigungszeit im Sinne

des 5 16 FRG° Nach Ansicht des LSG ist es also für

den Ausgang des Rechtsstreits unerheblich? ob Beiträge

entrichtet worden sind oder nicht‚ in beiden Fäl1en

muß nach seiner Ansicht die streitige Zeit bei der

Festsetzung des Altersruhegeldes als Beschäftigungs—

zeit im Sinne des 8 16 BBG berücksichtigt werdeno
Dieser Auffassung konnte der Senat nicht zustimmeno

1

Geht man mit der Beklagten‚ wofür vieles Spricht9

davon aus? daß für die Klägerin in der Zeit vom

@° Juli 1961 bis zum 510 Mai 1964 Beiträge entrichtet

__’7_
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worden sind‚ so ist ausschließlich 5 15 FRG

anzuwenden° Nach dieser Vorschrift würden diese

Versicherungszeiten den nach Bundesrecht zurück—

gelegten Beitragszeiten gleichstehen° Das gilt
aber nach 5 19 Abso } FRG nicht? wenn diese

Beitragszeiten während des Bezuges einer dem

Altersruhegeld ent5prechenden Leistung zurück—

gelegt worden sindo_Diese Regelung will sicher—

stellen, daß die nach dem FRG Berechtigten

nicht besser gestellt werden als die einheimi—

schen Versicherteno Diese aber können neben

einem Altersruhegeld keine für dieses anrechen—

bare, rentensteigernde Beitragszeiten zurücklegen°

5 19 Abs° 5 FRG bestimmt zwar ausdrücklich für

diese Beitragszeiten nur, daß sie für die Hinter—

bliebenenrente zusätzlich angerechnet werden,

damit ist aber zugleich und unmißverständlidh

bestimmt, daß diese Beiträgezeiten nicht für
das Altersruhegeld berücksichtigt werden dürfen°

Die von der Klägerin in der streitigen Zeit

in der CSSR bezogene Altersrente stellt eine

dem Altersruhegeld nach @ l248 EVO “entsprechende"
Leistung i.‚S° des @ l9 Abs° 5 FRG dar° Denn sie

wird — unabhängig vom Gesundheitszustand — für den

Versicherungsfall des Alters ohne Rücksicht

auf die Erwerbsfähigkeit des Berec tigten

gewährt, und sie ist von der Erfüllung einer
höheren Wartezeit (Beschäftigungszeit von
mindestens 25 Jahren) abhängig als es bei einer

Rente, die wegen einer Beeinträchtigung der
Erwerbsfähigkeit gewährt wird„ der Fall ist°
Der Auffassung9 eine dem Altersruhegeld entsprechende

Leistung sei dann bezogen‚ wenn der Berechtigte

bei Aufenthalt im Bundesgebiet ein Altersruhegeld
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nach den Vorschriften der RVO erhalten hätte

(vgl° Bergner9 Zur Auslegung des 5 19 Abs° 5 FRG
in Deutsche Rentenversicherung 1971‚ 55l ff)‚ konnte

sich der Senat nicht anschließen° Einmal läßt sich

schon nicht mit genügender Sicherheit feststellen,

ob der nach dem FRG Berechtigte bei einem angenommenen
Aufenthalt im Bundesgebiet während dieser Zeit alle

Voraussetzungen eines Altersruhegeldes‚ vor allem

eines vorgezogenen Altersruhegeldes,erfüllt und ob

er bei Erfüllung dieser Voraussetzungen von seinem

Recht zum Bezuge eines Altersruhegeldes auch Gebrauch

gemacht hätteo Zum anderen kommt es aber nach dem

Wortlaut des 5 19 Abs„ 5 FRG allein auf die Leistung

an‚ die der Berechtigte im Herkunftsland tatsächlich

bezogen hat‚ also nicht auf die Leistung‚ die er beim

Aufenthalt im Bundesgebiet möglicherweise bezogen

hätte° Eine dem Altersruhegeld ‘entsprechende“ Leistung

braucht nicht eine mit dem deutschen Altersruhegeld

in allen Einzelheiten übereinstimmende3 sondern nur

eine in den wesentlichen Voraussetzungen vergleichbare

Leistung in seine 5 lg Abs„ 5 FRG trägt der Tatsache

Rechnung‚ daß nach deutschem Recht während des

Bezuges eines Altersruhegeldes keine Beiträge mehr

entrichtet werden können‚ die sich auf die Höhe

dieses Altersruhegeldes noch rentensteigernd auswirken

könneno Das ergibt sich einmal daraus? daß Beiträge?

die nach Eintritt eines bestimmten Versicherungsfalles

entrichtet wurden; bei der Festsetzung von Leistungen

für diesen Versicherungsfall grundsätzlich nicht mehr

angerechnet werden können? und zum anderen auch

daraus„ daß Personen‚ die ein Altersruhegeld nach

8 1248 Abs° l RVG beziehen9 nach 5 1229 Abso l Nr° l RVG

versicherungsirei sind° Auch schon während des Bezuges

eines vergezogenen Altersruhegeldes können nach dem

im Bundesgebiet geltenden Recht grundsätzlich keine
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Beiträge mehr entrichtet werden, die sich

auf das Altersruhegeld rentensteigernd aus—

wirken (vglo BSG in SozR Nr° 2 zu 5 48 EKG,

Nr° 46 zu 5 1248 RVO und SozR Nr° 8 zu 5 1255 RVG);

es kann nach seinem materiellen Voraussetzungen

grundsätzlich nicht mit einem vollwertigen

versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis

zusammenfallen° Daher würde es eine versiche—

rungsrechtliche Besserstellung der nach dem

FRG Berechtigten gegenüber den einheimischen,

Versicherten bedeuten9 wenn jene während der

Bezugszeit einer dem Altersruhegeld entspredhenden

Leistung noch Beiträge hätten entrichten
_

können‚ die sich für das Altersruhegeld nach

bundesdeutschen Recht rentensteigernd auswirken°

Ginge man aber mit dem Landessozialgericht davon

aus, daß für die Klägerin während der streitigen
Zeit keine Beiträge entrichtet werden sind,

würde die Anwendung des 5 15 BBG ausgeschlossen

sein„ Der Anspruch würde sich vielmehr grund—

sätzlich nur nach % 16 BBG richten können„
Aber auch nach dieser Vorsch1ift könnte sich

diese Zeit nicht rentensteigernd auf das

Altersruhegeld der Klägerin auswirkeno Nach

Ansicht des Senats besteht zwar kein Anhalt

für die Annahme des LSG, es seien keine Beiträge

entrichtet worden‚ doch kann das Revisionsgericht

eine entgegengesetzte Feststellung nicht treffen,

so daß die Rechtslage auch von der Feststellung

des LSG ausgehend zu prüfen isto
%

Wären während der streitigen Zeit keine Beiträge
entrichtet worden‚ so ist eine rentensteigernde

Anrechnung dieser Zeit auf das Altersruhegeld

410 _
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der Klägerin als Beschäftigungszeit im Sinne des
@ 16 BBG nicht möglicha denn eine derartige
Beschäftigung steht nur dann einer rentenver—

sicherungspflichtigen Beschäftigung im Geltungs—

bereich dieses esetzesa für die Beiträge entrichtet

sind? gleich‚ wenn die Beschäftigung — wäre sie im

Bundesgebiet verrichtet werden — nach dem am ;

10 März 1957 geltenden Bundesrecht Versicherungä£

pflicht begründet hätte° Auch hier ist das Bestr€ben

des Gesetzgebers erkennbar9 die nach dem BBG

Berechtigten zwar einzugliedern‚ aber dadurch

nicht besser als einheimische Versicherte zu stelleno

Wäre also die Beschäftigung im Bundesgebiet aus

bestimmten Gründen versicherungsfrei gewesen‚ dann

kann sie nicht als Beschäftigungszeit im Sinne

des @ 16 BBG angerechnet werden° lm Bundesgebiet

ist eine Tätigkeit? die während des Bezuges eines
Altersruhegeldes nach 5 1248 Abs° 1 EVO verrichtet

wird, nach 5 1229 Abs° 1 Nr° 1 BVG versicherungsfrei

und eine Weiterversicherung unzulässig {5 1255 Abs„ 1

Satz 2 RVO)° Eine Beschäftigung‚ die der Empfänger
einer dem Altersruhegeld entsprechenden Leistung

im Her;unftsland nach Vollendung des 650 Lebensjahres

verrichtct hat, hätte also nach Bundesrecht keine

Rentenversicherungspflicht begründete Das gleiche

muß aber für eine Beschäftigung gelten? die ein

Empfänger einer dem Altersruhegeld entsprechenden

Leistung im Herkunftsland zwischen der Vollendung

des 60° und des 65° Lebensjahres verrichtet hate

Nach @ 1248 Abs„ 2 und 3 EVO ist einem Empfänger
eines sogenannten vorgezogenen Altersruhegeldes

die Verrichtung einer versicherungspflichtigen

Beschäftigung nicht möglich, weil dann das vorgezogene

Altersruhegeld entfallen müßte‚ so daß hier auch
eine Gegenüberstellung mit einer Beschäftigung9
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die die Prüfung zuließe‚ ob sie nach Bundesrecht

Versicherungspflicht begründet hätte, nicht möglich
ist° Aus dem Sinn und Zweck der vorhandenen gesetz-

lichen Regelungen ergibt sich aber„ daß in diesen

Fällen der Empfänger einer dem Altersruhegeld

entsprechenden Leistung im Herkunftsland nicht

anders behandelt werden kann? als hätte er das

65° Lebensjahr bereits vollendet° Das folgt aus dem

bereits erwähnten, vom Gesetzgeber durch die

Regelung des 5 19 lbs° 3 EEG erkennbar gebilligten

Grundsatz, daß die nach dem EEG berechtigten

Personen bei der Eingliederung im Ergebnis nieht

besser als einheimische Versicherte gestellt

werden sollen„ Wenn auch diese Vorschrift keine

unmittelbare Anwendung auf die Fälle des 5 16 FRG

finden kann? so bestehen doch keine Bedenken}

den in dieser Vorschrift enthaltenen Grundgedanken

bei der Entscheidung von Fällen der hier vorlie—

genden Art heranzuzieheh° Da ein einheimischer

Versicherter während des Bezuges eines vorgezogenen
Altersruhegeldes dieses nicht mehr durch Beschäf—

tigungszeiten oder durch die Entrichtung von
(freiwilligen) Beiträgen erhöhen kann‚ kann eine

solche Erhöhung auch nicht durch Beschäftigungen

möglich sein‚ die — wie im Falle der Klägerin —
im Herkunftsland nach Vollendung des 600 Lebens—

jahres während des Bezuges einer dem Altersruhegeld

entsprechenden Leistung verrichtet worden sindo

Da sich somit weder bei Unterstellung noch bei

Verneinung einer Beitragsentrichtung die Zeit vom
4° Juli 1961 bis zum 51° Mai 1964 rentensteigernd

auf das Altersruhegeld der Klägerin auswirken

kann, mußte das Urteil des LSG aufgehoben und die

Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG
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in vollem Umfang zurückgewiesen werdenc‘

_Die Kostenentscheidung ergibt sich aus 5 195

des Sozialgerichtsgesetzes°
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